
 

 

Feststellung des Unterbleibens einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) 
für das Vorhaben Errichtung und Betrieb einer Kompostierungsanlage 

in 14550 Groß Kreutz (Havel), OT Schmergow 
    

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt 
Vom 3. Juni 2025 

 
 

Die Firma Biowork GmbH, Zum Kompostplatz 1, 14550 Groß Kreutz (Havel) OT Schmergow, 
beantragt die Genehmigung nach § 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG), auf 
dem Grundstück 14550 Groß Kreutz (Havel), OT Schmergow, Zum Kompostplatz 1 in der 
Gemarkung Schmergow, Flur 10, Flurstücke 4 und 105 eine Kompostierungsanlage  zu 
errichten und zu betreiben.  
 
Das Vorhaben beinhaltet im Wesentlichen die Errichtung und den Betrieb einer 
Kompostierungsanlage, bestehend aus einer Biogutkompostierung mit eingehaustem 
Annahme-, Aufbereitungs- und Rottebereich, einer Grüngutkompostierung in offener 
Mietenkompostierung sowie dem gemeinsamen Bereich Annahme, Verwaltung und 
innerbetriebliche Fahrwege. 
Die Kompostierungsanlage hat einen Durchsatz von 25.262 Tonnen je Jahr (rechnerisch: 
69,21 Tonnen je Tag) und ersetzt die am Standort von der Biowork GmbH betriebene offene 
Kompostierungsanlage mit einem Durchsatz von 9.900 Tonnen je Jahr. Die 
Bestandsgenehmigung für die zu ersetzende Kompostierungsanlage umfasst zusätzlich eine 
Anlage zur Aufbereitung von Erdstoffen, die zukünftig weiter am Standort betrieben wird. Die 
Herauslösung der für die Neugenehmigung erforderlichen Anlagenbereiche der 
Kompostierung aus der Bestandsgenehmigung erfolgt über eine entsprechende 
Verzichtserklärung des Betreibers im Genehmigungsverfahren.  
 
Es handelt sich dabei um eine Anlage der Nummer 8.5.2 V des Anhangs 1 der Verordnung 
über genehmigungsbedürftige Anlagen (4. BImSchV) sowie um ein Vorhaben nach Nummer 
8.4.1.1 A der Anlage 1 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG). 
 
Nach § 7 Absatz 1 UVPG war für das beantragte Vorhaben eine allgemeine Vorprüfung 
durchzuführen. 
 
Die Feststellung erfolgte nach Beginn des Genehmigungsverfahrens auf der Grundlage der 
vom Vorhabenträger vorgelegten Unterlagen sowie eigener Informationen. 
 
Im Ergebnis dieser Vorprüfung wurde festgestellt, dass für das oben genannte 
Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht. 
 
Diese Feststellung beruht im Wesentlichen auf folgenden Kriterien: Das Vorhaben lässt nach 
vorliegenden Erkenntnissen über die Merkmale des Vorhabens, die örtlichen Gegebenheiten 
unter Berücksichtigung der vorhandenen Untersuchungsergebnisse und der beantragten 
Maßnahmen zur Emissions- und Immissionsminderung sowie der geplanten Ausführung der 
Biogutkompostierung in geschlossener Betriebsweise keine zusätzlichen erheblich 
nachteiligen Auswirkungen im Sinne des UVPG auf die im Beurteilungsgebiet vorhandenen 
Schutzgüter erwarten. Die Kompostierungsanlage befindet sich im Außenbereich gemäß § 35 
Baugesetzbuch der Gemeinde Groß Kreutz (Havel). Das Vorhabengebiet ist im 
Flächennutzungsplan der Gemeinde als „Sonderbaufläche Kompostier- und Biogasanlage“ 
dargestellt. Auf der Sonderbaufläche werden derzeit bereits eine Biogasanlage mit 3 BHKW, 
ein Obstschlempelager, eine Trocknungsanlage, ein Verkaufsplatz für Fertigprodukte und die 
mit dem beantragten Vorhaben zu ersetzende Kompostierungsanlage mit Erdstoffaufbereitung 
betrieben. 
Für die Errichtung der Kompostierungsanlage werden keine zusätzlichen, über die bisher am 
Standort für die Bestandsanlage genehmigten Betriebsflächen, in Anspruch genommen. 



 

 

 
Durch die beantragte Errichtung der Kompostierungsanlage erfolgt eine Neuversiegelung von 
6.960 m² Boden. Bei der in Anspruch zu nehmenden Fläche handelt es sich um derzeit 
brachliegende, durch die derzeitige Benutzung mechanisch vorbelastete Bereiche im 
Sondergebiet. Tiere, Pflanzen und die biologische Vielfalt werden durch die Änderungen der 
Anlage nicht zusätzlich beeinträchtigt. Eine Beeinträchtigung von Erholungsräumen erfolgt 
nicht; das Landschaftsbild wird durch die gewählte Ausführung der Anlage nicht erheblich 
nachteilig beeinträchtigt. Aufgrund der Unterschreitung der geltenden Immissionsrichtwerte 
nach Technischer Anleitung Lärm sind keine Gefährdungen, erheblichen Nachteile oder 
erheblichen Beeinträchtigungen durch Geräusche zu erwarten.  
Gefährdungen, erhebliche Nachteile oder erhebliche Beeinträchtigungen durch 
Luftschadstoffe, insbesondere Gerüche oder Bioaerosole sind nachweislich nicht zu erwarten. 
Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar.  
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